Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 70 Ausgegeben Danzig, den 23. September 1933 
Inhalt: Verordnung betreffend Aenderung des Arbeitnehmerausſchußgeſetze s. S. 439 

Berichtigung 8 S. 439 
176 Verordnung 


betreffend Anderung des Arbeitnehmerausſchußgeſetzes. 
Vom 19. September 1933. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 77 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
Das Geſetz betr. Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 7. 7. 1931 (G. Bl. S. 670), der Verordnung vom 28. 7. 1933 (G. Bl. S. 338) und der Ver⸗ 
ordnung vom 1. 8. 1933 (G. Bl. S. 359) wird wie folgt geändert: 
§ 25 a erhält folgenden Wortlaut: 
§ 25a 

Die Wahl der Mitglieder von Betriebsvertretungen bedarf zu ihrer Wirkſamkeit der Be⸗ 
ſtätigung des Senats oder der von ihm beauftragten Behörde. Bis zur Erteilung der Beſtätigung, 
längſtens jedoch für die Dauer bis zu 6 Wochen nach der Wahl, ist die neugewählte Betriebs⸗ 
vertretung als im Amt befindlich anzuſehen. Die Beſtätigung ſoll nach Ablauf der in den 88 18 
und 19 der Wahlordnung vorgeſehenen Friſt durch den Wahlvorſtand, den Gewählten oder den 
Arbeitgeber unter Beifügung des Wahlprotokolls nachgeſucht werden; ſie kann auch von Amts 
wegen erfolgen. Die Beſtätigung kann für Mitglieder von Betriebsvertretungen, die ſich ſtaats⸗ 
und wirtſchaftsfeindlich einſtellen, widerrufen werden. 

Verſagt oder widerruft der Senat oder die von ihm beauftragte Behörde die Beſtätigung 
der Gewählten und deren Erſatzmitglieder, fo it eine neue Wahl vorzunehmen. Der Senat oder 
die von ihm beauftragte Behörde kann aus der Mitte der wählbaren Arbeitnehmer des Be⸗ 
triebes einen Beauftragten ernennen, der die Rechte und Pflichten der Betriebsvertretung bis zur 
endgültigen Beſtätigung beſitzt und den Wahlovorſtand für die Neuwahl beſtimmt. 

Artikel II 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 5. Auguſt 1933 in Kraft. 
Danzig, den 19. September 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


177 Berichtigung. 

In der Verordnung über die Erhebung eines Notzuſchlages zur Einkommen⸗ und Körperſchafts⸗ 
ſteuer vom 25. 2. 1933 (G. Bl. S. 93) muß es 

. in § 3 Mf. a ſtatt „§ 57 Abſ. 3“ heißen „§ 62 AD]. 30, 

. in § 4 Ab]. 2 ſtatt ,,§ 72“ heißen „§ 79“, 

. in § 8 Abſ. 1 ſtatt „S 65“ heißen ,,§ 720% und ſtatt ,,§§ 66 und 67“ heißen „§8 78 und 74", 
in § 8 Abſ. 3 ſtatt „S 74“ heißen „§ 80%, 
in § 9 Abſ. 1 Zeile 7 ſtatt „SS 45 und 40% heißen „SS 46 und 47“, 
in § 9 Ub] .2 ſtatt „SS 78 und 79“ heißen „§8 84 und 85“, 
. in $ 10 ftatt ,S 85“ heißen „§ 93“ 

Danzig, den 14. September 1933. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig 

(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 1. 10. 1933.) 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſehblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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